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Dennwährenddie Mehrheit
der bisherigen Beitrittskandi-
daten ökonomisch auf
Deutschland ausgerichtet
sind, orientieren sich Rumä-
nien und, in etwas geringeren
Maße, auch Bulgarieneher an
Paris. Die Länder habentradi-
tionelle Bindungen an die
Grande Nation − ihre Grün-
dung erfolgte nach dem ers-
ten Weltkrieg auf Initiative
der westlichen Entente und
Frankreichs. Bis heute pfle-
gen daher Bukarest und Sofia
besondere kulturelle und
wirtschaftliche Beziehungen
mit der Regierung an der Sei-
ne. Die Aufnahme der beiden
Staaten, so das Kalkül, könnte
denfranzösischen Einfluss in
einer erweiterten EUstärken.
Große Chancen, die Super−Er-
weiterung durchzusetzen, be-
stehenfreilich nicht. Zu groß
sind die Bedenken, dass be-
reits die aktuelle Beitrittsrun-
de von der EU kaumzu ver-
kraften ist. Und ohne eine
grundlegende Reformder Ent-
scheidungsstrukturen inner-
halbder Unionist die Aufnah-
me weiterer Mitglieder kaum
zu machen.

Verfassungskonvent mit
"teutonischer Agenda"
Soweit sind sich auch alle

Mitgliedstaaten einig − in der
Frage, wieeinesolche Reform
konzipiert werden soll, liegen
die Ansichten jedoch weit
auseinander. Der belgische

Ministerpräsident und EU−
Ratspräsident Guy Verhof-
stadt hat sich daher das ehr-
geizige Ziel gesteckt, in Lae-
ken eine breite Reformdebat-
te zuinitiieren. Die EU müsse
demokratischer, effektiver
und transparenter werden,
fordert er in einem Er-
klärungsentwurf. Verhofstadt
schlägt darin unter anderem
eine Direktwahl des Präsiden-
ten der EU−Kommission vor
und begrüßt eine Debatte um
eine künftige EU−Verfassung.
Zudem möchte er das natio-
nale Vetorechtinder EUstrei-
chen, um die Gemeinschaft
nachihrer Erweiterung hand-
lungsfähigzuerhalten.
Um die Umsetzung zu er-

leichtern, will Verhofstadt ei-
nen so genannten Konvent
einrichten, der i m kommen-
den Jahre konkrete Vorschlä-
ge für eine Reform ausarbei-
tensoll. Der Konvent soll sich
aus Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments und
der nationalen Parlamente,
Vertretern der nationalen Re-
gierungen und einemGesand-
ten der EU−Kommissionsowie
einem Präsidenten zusam-
mensetzen. Anfang Dezember
reiste der belgische Premier
durch die europäischen
Hauptstädte, um den Erklä-
rungsentwurf für Laeken vor-
zustellen.
"Ich bin prinzipiell dafür",

so das Urteil des Luxembur-
ger Premiers Jean−Claude
Juncker in einemFocus−Inter-
view zum Verfassungskon-
vent. Es sei "der Versuch,
Sti mmen einzusammeln, Be-
findlichkeitenabzufragenund
Lösungsmöglichkeiten aufzu-
zeigen, die nicht sofort unter
demDiktat nationalerInteres-
sen kaputtgemacht werden".
Doch die Begeisterung für ei-

EU−OSTERWEITERUNG

WelcomeimBrüsseler Club?
Bleibt esbei m"Big Bang"

oder reicht esfür den
"Super Big Bang"? Neben

der Frage, ob die EU
schon bald 25oder gar

27 Mitglieder habensoll,
wirdin Laeken über eine
neue Verfassungfür die
Groß−Familie debattiert.

Der große Knall soll bald
erfolgen− und vielleicht wird
er sogar noch lauter, als er-
wartet. Wenn sich die Staats−
und Regierungschefs der EU
amFreitag und Samstag tref-
fen, wollensie vor allemüber
den "Big Bang" beraten. Da-
mitist diegeplanteAufnahme
der neuen osteuropäischen
Beitrittskandidaten gemeint,
eins der zentralenThemeni m
belgischenLaeken.

Kurz vor dem Gipfel hat
nun der französische Außen-
minister Hubert Vedrine mit
einem Vorschlag für Aufre-
gung gesorgt. Er hatte kürz-
lichauf einemTreffen mit sei-
nen 14 Kollegen überra-
schend für einen "Super Big
Bang" plädiert: Die Unionsol-
le nicht nur zehn der zwölf
Kandidaten, sondern auch
die beiden Nachzügler Rumä-
nien und Bulgarien in der
nächsten Erweiterungsrunde
integrieren. Wenn man ohne-
hin auf eine große Beitritts-

runde zusteuere, mache es
"keinen Unterschied, ob zehn
oder zwölf Staaten aufgenom-
men" werden würden, erklär-
te der französische Außen-
minister Védrine vergangene
Woche.
Dabei hatte die EU−Kom-

mission in ihrem jährlichen
Fortschrittsbericht Mitte No-
vember erstmals eine eindeu-
tige Prognoseabgegeben: Von
deninsgesamt 13 Kandidaten-
ländern seien zehn auf dem
besten Wege, die Verhandlun-
gen mit der Kommission bis
Ende nächsten Jahres abzu-
schließen. Dem Bericht nach
sindZypernund Maltabereits
fit für die EU, von Estland,
Lettland, Litauen, Polen,
Tschechien, Ungarn, Slowe-
nienundder Slowakei wirder-
wartet, dass sie in naher Zu-
kunft ebenfalls dazuinder La-
ge sind. Die Kommission wies
jedochdarauf hin, dass Bulga-
rien und Rumänien noch
nicht beitrittsfähig seien. Die
Länder würden zwar Fort-
schritte auf dem Weg in die
EU machen, dochkönntensie
in absehbarer Zeit deminter-
nationalen Wettbewerb noch
nicht standhalten. Der opti-
mistische Bericht ist nur mit
zwei Einschränkungen verse-
hen. Polen, das mit knapp 39
Millionen Einwohnern größte
Beitrittsland, ist seit demletz-
ten Zwischenbericht vor ei-
nemJahr hinterandereKandi-
daten zurückgefallen. Und
als einziger Beitrittskandi-

dat erfülle die Türkei nicht
einmal die politischen und
wirtschaftlichen Grundvor-
aussetzungen für eine Mit-
gliedschaft.

Frankreich will "Super
Big Bang"
Dass die französische Re-

gierung, die in den vergange-
nen Jahren zahlreiche Vorbe-
halte gegen die Osterweite-
rung formulierte, plötzlich
diese Entwicklungsogar noch
forcieren will, stößtin Europa
auf Verwunderung. Bislang
galt die Erweiterung in Paris
vor allemals deutsches Pro-
jekt. Mit der Aufnahme der
Berliner Lieblingskandidaten,
Polen, Ungarn und Tsche-
chien würde sich die Macht-
balance noch weiter in Rich-
tung Osten verlagern. Hinzu
kommen Bedenken insbeson-
dere i m Agrarbereich −
schließlich stößt die Integra-
tion der landwirtschaftlich
geprägten osteuropäischen
Staaten bei den renitenten
französischen Bauern auf
große Vorbehalte.
Doch nun scheint sich Pa-

ris damit abgefunden zu ha-
ben, dass die Erweiterung
nicht mehr aufzuhalten ist −
und versucht, das Beste
daraus zu machen. Mit dem
"Super Bing Bang" könnte es
i mmerhin gelingen, die neue
Konstellation doch noch ein
wenigzuFrankreichs Gunsten
zuverschieben.
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ITALIENSJUSTIZ

Betrugist eine bürgerlicheFreiheitKurzvor demEU−Gipfel in
Laeken machtItalien

gegen den europäischen
Haftbefehl mobil. Der

Grund: Dasneue
Instrument würde nichtin

dasKonzept der
geplantenJustizreform
passen. Und diese dient
vor allemdenInteressen

Silvio Berlusconis.

Mit diesem Ausgang der
wochenlangen Beratungen
hatte in der Europäischen
Unionniemandgerechnet. Als
die Innen− und Justizminister
der 15 EU−Staaten amvergan-
genen Donnerstag über ein
gemeinsames Vorgehengegen
den Terrorismus verhandel-
ten, stelltensich plötzlich die
italienischen Regierungsver-
treter quer. Der Streitpunkt
war vor allem die Liste der
Delikte, die demnächst mithil-
fe einesin der ganzen EUgül-
tigen Haftbefehls geahndet
werdensollen.

Die Ministerrunde hatte
sich zwar bereits i m Novem-
ber auf 32 Straftatbestände
verständigt, zu denen unter
anderem Terrorismus, Mord,
Vergewaltigung und Men-
schenhandel zählen. Doch
der italienische Justizminis-
ter Roberto Castelli bestand
darauf, dass Korruption,
Geldwäsche und Betrug aus-
genommen würden. Andern-
falls könnten "Bürger ihrer
Freiheit beraubt werden", lau-
tete seine originelle Begrün-
dung. Zufällig handelt es sich
bei diesenumstrittenenPunk-
ten ausnahmslos um Strafta-
ten, derentwegen der italieni-

sche Premierminister Silvio
Berlusconi mit der Justiz in
Konflikt geratenist. Er äußer-
te sichvor der Ministerkonfe-
renz erstaunt, dass der Kata-
log auch Delikte enthalten
sollte, die seiner Meinung
nach "nicht unmittelbar mit
Terrorismus zutun" hätten.

Berlusconis Krieg gegen
die nationale Justiz
Dem italienischen Regie-

rungschef scheint es zu wi-
derstreben, die Möglichkeiten
einer europaweitenFahndung
zuerweitern. Zufrischist die
Erinnerung an die Ermittlun-
gen des spanischen Untersu-
chungsrichters Baltasa Gar-
zongegenihn. Berlusconi soll
als einer der wichtigsten Ak-
tionäre des Fernsehsenders
Telecinco spanische Politiker
und Beamte bestochen ha-
ben. Der Prozess wurde i m
Oktober vorerst eingestellt.
Und schließlich ist Berlusco-
ni nicht Premierminister ge-
worden, um sich wegen sei-
ner vergangenen Finanzdelik-
te nun ins Gefängnis sperren
zu lassen. Gleichzeitig be-
kämpft der Premier auch die
Justizi meigenenLand.

Im Oktober erklärte er den
italienischen Richtern und
Staatsanwälten den Krieg.
Berlusconi, der bereits fünf
Gerichtsverfahren ohne Ver-

urteilung überstanden und
vier weitere noch vor sich
hat, stellt sich gern als Opfer
der Justiz dar. Die rechte Re-
gierungskoalition macht seit

ihrem Antritt i m Juli Sti m-
mung gegen Richter und An-
wälte, diesichfasttäglich mit
Beschimpfungen und Be-
schuldigungen konfrontiert
sehen.
Etwas zu weit gegangenist

dabei der Staatssekretär Car-
lo Taormina, der in der ver-
gangenen Woche wegen sei-
ner Ausfälle gegen die Justiz
zurücktreten musste. Taormi-

AntonLandgrafist Redakteur
der Berliner Wochenzeitung

"Jungle World".

Europaganz groß
Wer darf ab 2003 dabei sei n i n der
EU−Groß− Familie? Mit welchen Mittel n wird
die EU für mehr Sicherheit i n Europa
sorgen? Diese und andere Fragen werden
am Wochenende auf dem EU−Gipfel i n
Laeken zur Sprache kommen.

Nordallianz−Minister aufPropaganda−Tour: Justizminister Roberto Castelli (rechts)undder
Ministerfür die RegierungsreformUmberto Bossi währendeiner Demonstrationgegen
Immigration, an der amSonntag80.000 Menschenteilnahmen. (Foto: epa)

Wibke Bergemannistfreie
Journalistin undlebt in Berlin.
Von April bisJuli hospitierte

sie bei deritalienischen
Tageszeitung"Il manifesto",
für diesie weiterhin alsfreie

Mitarbeiterintätigist.
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ne europäische Verfassungs-
debatte dürftensichi mAllge-
meinen jenseits von Maas
und Rheinin Grenzen halten.
Bereits als der deutsche
Außenminister Joschka Fi-
scher vergangenes Jahr in ei-
ner Rede an der Humboldt−
Universität in Berlin eine sol-
che Debatte anregte, reagier-
te das restliche Europa− und
insbesondere Frankreich −
skeptisch. In vielen EU−Staa-

Freude über die bevorstehende Erweiterung: Erweiterungskommissar Günter Verheugen empfängt Milos Zeman, Premierminister
des Kandidaten−Staates, der Tschechischen Republik. (Foto: EU)

naist Mitgliedder ForzaItalia
und war langjähriger Rechts-
anwalt Berlusconis. Von der
Opposition wurde er vor al-
lem deswegen vehement an-
gegriffen, weil er nicht nur als
Politiker, sondern auch wei-
terhin als Anwalt arbeitete
undunter anderen Mafia−Bos-
se verteidigte. Der Interes-
senkonflikt wurde offensicht-
lich, als der Staatssekretäri m
November als Verteidiger ei-
nes Vertrauten Berlusconis
auftrat. Taormina forderte,
das Beweismaterial für nich-
tigzuerklären. Die Grundlage
für diesen Antrag war ein
frisch von der Berlusconi−Re-
gierung verabschiedetes Ge-
setz, das die Verwendungvon
Beweisen aus dem Ausland
erheblich einschränkt. Als
die Richter den Antrag ab-
lehnten, beschuldigte Taor-
mina sie öffentlich, gegen die
Verfassung zu verstoßen und
forderteihre Verhaftung.
In der Regierung Berlusco-

ni denkenoffensichtlichauch
andere ähnlich. So beschul-
digte beispielsweiseJustizmi-
nister Roberto Castelli von
der rechtspopulistischen Le-
ga Nord die Richter, die
Macht ihres Amtes zu miss-
brauchen und gegen die Ver-
fassung zu verstoßen, indem
sie die Gewaltenteilung im
Staat unterliefen. Einen Be-
weis dafür lieferte er auch
gleich: "Gegen zwei Mitglie-
der der Regierung, Berlusco-
ni und Bossi, laufen Hunderte

von Gerichtsverfahren. Diese
Fakten nähren den Verdacht,
dass ein Teil der Magistratur
einen politischen Kampf
führt." Die Regierung müsse
vor den Attacken der Staats-
anwaltschaft geschützt wer-
den. Darüberhinaus kündigte
Castelli Disziplinarverfahren
an, unter anderemgegen den
Mailänder Generalstaatsan-
walt FrancescoSaverio Borel-
li, dersichgegendas neue Ge-
setz zur Verwendung auslän-
dischen Beweismaterials aus-
gesprochen hatte. Im Visier
hat er auch Libero Mancuso,
den Vorsitzenden des
Schwurgerichts in Bologna,
der sich Anfang August kri-
tisch zu den polizeilichen
Übergriffen während des G
8−Gipfels in Genua geäußert
hatte. Castellis Begründung
für solche Aufräumarbeiten
lautet, die italienische Justiz
stehekurz vor demKollaps.

Zurückzumechten
Rechtsstaat
Am Tag nach Taorminas

Rücktritt verkündete Regie-
rungschef Berlusconi, dass
die i m Wahlprogramm an-
gekündigte Justizreform
schonin sechs Monatenstatt
wievorgesehenindrei Jahren
durchgeführt werde. Die Vor-
fälle der jüngsten Vergangen-
heit rechtfertigten diese Eile.
"Esist nötig, zueinemechten
Rechtsstaat zurückzukehren",
erklärte Berlusconi. Doch un-

ter dem Vorwand, eine effi-
zienter arbeitende Justiz zu
schaffen, geht es vor allem
umEinschränkungen der der-
zeit noch von der Verfassung
garantierten Unabhängigkeit
der Richter und Staatsanwäl-
te. Sosehen die bereits veröf-
fentlichten zwölf Eckpunkte
der Reform beispielsweise
vor, die Arbeit der Justiz re-
gelmäßigen "Qualitätsprüfun-
gen" zuunterwerfen. Haftstra-
fen sollen nicht länger von ei-
nem einzigen Richter ver-
hängt werdenkönnen. Auchin
die Wahl der Mitglieder des
Obersten Justizrates wollen
sich die Gesetzgeber zukünf-
tig einmischen. Und umganz
sicher zu gehen, sollen auch
die Prioritätender Strafverfol-
gung vom Parlament festge-
legt werden.
Manche der Reformen hat

die Regierung schonjetzt mit
großer Eile durchgesetzt. Bi-
lanzfälschung etwa ist in Ita-
lien nicht länger eine Straftat.
Statt mit Gefängnis soll sie
nur noch mit einem Bußgeld
geahndet werden, was wie-
derumvor allem Berlusconis
Position in seinen eigenen
Verfahren erleichtern wird.
Das gleiche gilt für das Ge-
setz, das die Verwendung von
Beweismitteln aus dem Aus-
land erschwert. Unter dem
Vorwand, auf diese Weise bes-
serillegale Geldströmeverfol-
gen zu können, wurde die
Rückführung von Kapital aus
Steuerparadiesen als ein Ver-

gehen eingestuft, auf das le-
diglicheine Geldstrafesteht.
Auch diese Entscheidung

kommt wiederum Berlusco-
nis Unternehmen zugute.
Denn es wird verdächtigt,
über schwarze Konten im
Ausland zu verfügen. Dass
diese frisch eingeführten Ge-
setze demVorhabeneiner eu-
ropäischen Strafverfolgung
und eines europäischen Haft-
befehls diametral widerspre-
chen, scheint Silvio Berlus-
coni nicht zu stören. Er ver-
sucht offensichtlich, sich,
seine Freunde und seine Un-
ternehmenfür alle Zeiten ab-
zusichern. Koste es, was es
wolle.

Wibke Bergemann

Wiegeht Europoly?
Seit dem 11. September suchen nicht nur EU−Politiker
eifri g nach ei ner gemeinsamen Defi niti on für alles, was
künfti g demBegriff Terrorismus unterzuordnenist. Auch
die Neuorientierung der europäischen Polizeitruppe Eu-
ropol läuft seitdem auf Hochtouren. Bis 2003 sollen
5.000 PolizistI nnen ei nsatzbereit sei n. Was genau zu tun
ist, darüber wird derzeit auf so manchemTreffeni n Brüs-
sel hefti g debattiert. Laut Willy Bruggeman, dem belgi-
schen Leiter der Truppe, habe sich nach den Anschlägen
i n New York "ei ne junge Organisation mit ei ner großen
Verantwortung" präsentiert. Letzten Monat hatte man der
Öffentlichkeit zunächst ei nmal stolz die prompt aufge-
stellte Anti−Terror−Task−Force vorstellen können. Es war
dies ei ne der ersten Umsetzungen des neuen EU−Anti−
Terrorpakets. Komplementär zur 60.000 Personen star-
ken militärischen schnellen Ei ngreiftruppe der EU sollen
die Europolizisten i m Bereich des "zivilen Krisenmanag-
ments und der Konfliktpräventi on" ei ngesetzt werden.
Während die EU−Minister weiter an ei ner detaillierten
Job−Descri pti on der neuen Truppe arbeiten, suchen die
Europol−Macher selbst nach neuen Aufgaben. Es gi nge
umgrenzübergreifende Kooperation, nicht nur i nnerhal b
der EU, sondern vor allemauch mit den USA, stellt Brug-
geman klar. Vor dem 11. September war ei n solcher I n-
formationsaustausch mit Dritten für Europol−Fahnder
nicht erlaubt. Am vergangenen Donnerstag unterzeich-
nete die Europol−Leitung jedoch i n Brüssel erstmals ei n
Abkommen mit den USA, um die trans−atlantische Zu-
sammenarbeit effektiver zu gestalten. Künfti g sollen
"strategische und technische I nformati onen über Terro-
rismus und schwere Straftaten" ausgetauscht werden.
Dazu gehören unter anderem: Handel mit Drogen, nu-
klearem und radioaktivem Material, illegale Ei nwande-
rung, Geldwäsche und terroristische Straftaten. Ei nzi ge
Ei nschränkung: Persönliche Daten dürfen nur ausge-
tauscht werden, wenn diese i n Zusammenhang mit dem
11. September stehen. Doch diese Bedi ngung dürfte
zunächst ei nmal auf die meisten der Ermittl ungen zutref-
fen. Zudemsoll ei n weiteres Abkommen schon bald auch
den Austausch von Personen−Daten offiziell genehmigen.
I nnerhalb Europa wird demneuen Heer der Ermittler laut
i hrer Führung ebenfalls kaumlangweili g werden. Euro-
pol−Mann Willy Bruggeman prophezeite "weitere An-
schläge". Besonders die europäischen Länder, die die
USAin Afghanistan militärisch unterstützt haben, seien
gefährdet. Bei so viel Anti−Terror−Aktivismus gi bt es Be-
denken selbst aus den eigenen Reihen. Der bel gischeI n-
nenminister Antoi ne Duquesne nutzte sei nen Auftritt auf
der Konferenz "I ntegrierte Sicherheit i n Europa, ei ne de-
mokratische Perspektive", umdavor zu warnen, "ei ne eu-
ropäische Polizeikraft zu schaffen, die gegenüber den i hr
übergeordneten I nstanzen die Macht übernehmen könn-
te". Antoi ne Duquesne weiter: " Wir sollten mehr denn je
vermeiden, dass die aktuellen Entwickl ungen uns dazu
trei ben, Orwellsche Zustände zu schaffen." Um das zu
verhi ndern, schlägt der Minister "ei ne demokratische
Kontrolle über die Polizeidienste auf nati onalem und in-
ternati onalemNiveau" vor. Ei n effizientes Kontrollsystem
müsse die Kooperation überwachen und garantieren,
dass die europäische Polizei "Rechenschaft ablegen
muss, gegenüber demStaat, den Bürgern undihren Ver-
tretern".
Parallel dazu gibt es aber auch Pläne, die gemeinsame
Polizeitruppe weiter auszubauen. Und es könnte gut sei n,
dass das Unternehmen Europol sei nen Angestellten
schon bald i nteressante Tätigkeiten auch außerhalb der
Grenzen der EU anbietet. Die Deutsche Bertelsmann Stif-
tung sowie das Münchner Zentrumfür Angewandte Poli-
tikforschung etwaschlageni ni hremBericht zur Erweite-
rung und Zukunft der EU vor, ei n gemei nsames Grenz-
schutz−Korps zu schaffen. Alle EU−Mitgliedstaaten soll-
ten den Erweiterungskandi daten Beamten zumbesseren
Schutz der Außengrenzen zur Verfügung stellen.

Danièle Weber

ten hegt man den Verdacht,
dass es sich dabei vor allem
umeine deutsche Verfassung
für Europahandelnkönnte.

InParisreagierte mandem-
entsprechend reserviert, als
der deutsche Bundeskanzler
Gerhard Schröder vor zwei
Wochen auf dem Nürnberger
Parteitag der SPD den Vor-
schlag wiederholte, Europa
eine föderative Entschei-

derales Europa, dem der
deutsche Nettozahler zu-
gleich allerlei Kompetenzen
entreißen wolle. Undeinesol-
che Reformdürfte in Laeken
wiederum mit Frankreich
kaumzu machensein.

AntonLandgraf

dungsstruktur zu geben −
ganz nach deutschem Vor-
bild.

Die "teutonische Agenda"
sei vor allemeines: "eine na-
tionale Blaupause, gezeich-
net alleinnach Berliner Denk-
mustern", zitiert die Hambur-
ger Wochenzeitung "Die Zeit"
vergangene Woche einen nie-
derländischen Diplomaten.
Schröder male sich ein fö-


